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Zur Einziehung
des aus einem nichtigen Vertrag 
zu Unrecht Erlangten

Erhält der Staatsanwalt aus einem Strafverfahren, durch 
eine entsprechende Mitteilung des Gerichts gemäß § 32 
Abs. 2 ZPO oder in anderer Weise davon Kenntnis, daß 
Bürger über eine Sache (z. B. Pkw, Grundstück) einen 
gemäß § 68 Abs. 1 Ziff. 1 und 2 ZGB nichtigen Vertrag 
geschlossen haben, bei dessen Abschluß sie sich bewußt 
waren, daß sie damit gegen die sozialistische Rechtsord­
nung oder die sozialistische Moral verstoßen, kann der 
Staatsanwalt gemäß § 69 Abs. 2 ZGB durch einen Antrag 
auf Einziehung des zu Unrecht Erlangten — der wie eine 
Klage zu behandeln ist (vgl. Fragen und Antworten in 
NJ 1976, Heft 5, S. 143) — ein Verfahren einleiten. Ein 
solcher Antrag kann aber auch im Rahmen der Mitwirkung 
des Staatsanwalts nach § 7 ZPO in einem bereits anhän­
gigen zivilverfahren gestellt werden, und zwar sowohl im 
erstinstanzlichen als auch im zweitinstanzlichen Verfahren.

Klagt z. B. der Käufer einer gebrauchten Ware gegen 
den Verkäufer auf Herausgabe des ungesetzlich verlangten 
Überpreises (§ 356 i. V. m. § 68 Abs. 2 ZGB) und erklärt 
der Staatsanwalt seine Mitwirkung am Verfahren — ggf. 
nachdem ihn das Gericht über die Sache informiert hat —, 
so kann er sich bis zum rechtskräftigen Abschluß des 
Verfahrens entscheiden, ob er einen Antrag auf Einziehung 
des zu Unrecht Erlangten stellt. Wird vorher die Klage 
oder auch eine eventuell bereits eingelegte Berufung zu­
rückgenommen, kann der Staatsanwalt mit seinem Antrag 
auf Einziehung zugleich die Fortsetzung des Verfahrens 
beantragen (§§ 30 Abs. 4 Satz 2, 155 Abs. 2 Satz 1 ZPO).

Voraussetzung für den Antrag des Staatsanwalts auf 
Einziehung ist die Feststellung, daß ein auf eine Leistung 
gerichteter Vertrag ganz oder teilweise nichtig ist und daß 
beide Vertragspartner den Vertrag in dem Bewußtsein 
abgeschlossen haben, damit gegen die. sozialistische Rechts­
ordnung oder die sozialistische Moral zu verstoßen. Daß 
sich beide Vertragspartner dessen im gleichen Umfang und 
mit gleicher Intensität bewußt waren, ist dabei nicht 
erforderlich.

Ihres ungesetzlichen bzw. moralwidrigen Handelns sind 
sich die Partner eines Vertrags in der Regel dann bewußt, 
wenn sie ohne Rücksicht auf Gesetz und Moral einen Ver­
trag schließen, um — „koste es was es wolle“ — die ge­
wünschte Leistung zu erhalten. Die Frage nach einem 
Verschulden oder nach der Schuldform ist allerdings weder 
für die Stellung des Antrags auf Einziehung durch den 
Staatsanwalt noch für die Entscheidung des Gerichts von 
Bedeutung. Es genügt die auf Tatsachen gestützte Fest­
stellung, daß beide Vertragspartner sich ihres ungesetz­
lichen bzw. moralwidrigen Handelns bewußt waren.

Die Entscheidung des Staatsanwalts, ob er sein Antrags­
recht äusübt, wird davon bestimmt, welche Ziele die Ver­
tragspartner mit ihrem Verhalten verfolgt haben und 
wie schwer das rechts- bzw. moralverletzende Verhalten 
gegenüber der Gesellschaft wiegt.

Der Antrag des Staatsanwalts ist gegen denjenigen der 
beiden Vertragspartner zu richten, der zur Zeit der An­
tragstellung die zu Unrecht erlangte Leistung noch im 
Besitz hat. Ist sie nicht mehr vorhanden, dann kann er 
sich nicht darauf berufen, daß er keinen Vorteil mehr 
habe. Weil er bewußt gegen Gesetz und Moral verstoßen 
hat, kann er im Einziehungsverfahren nicht besser gestellt 
sein als er seinem Vertragspartner gegenüber stehen würde, 
wenn dieser das zu Unrecht Erlangte herausverlangt. Er 
bleibt also zum Wertersatz verpflichtet (§§ 356 Abs. 2, 
§357 Abs. 2 ZGB), der anstelle des zu Unrecht Erlangten 
eingezogen wird.

Bei dem vom Staatsanwalt im Rahmen der Mitwirkung

an einem Verfahren gestellten Antrag auf Einziehung 
ergibt sich die Frage, wie das Gericht über den Antrag des 
Staatsanwalts und über den mit der Klage geltend ge­
machten Anspruch zu entscheiden hat. Denkbar wäre eine 
Unterbrechung des Verfahrens und die Vorabentscheidung 
über den Einziehungsantrag (§71 Abs. 2 Ziff. 1 ZPO). Es 
empfiehlt sich jedoch, beide Verfahren gemäß § 34 Ziff. 1 
ZPO miteinander zu verbinden und über beide Anträge 
in einem Urteil zu entscheiden. Dabei ist davon auszu­
gehen, daß dann, wenn das zu Unrecht Erlangte zugunsten 
des Staates eingezogen wird, die Grundlage für den Her­
ausgabeanspruch des Klägers nach den Bestimmungen 
über die Rückgabe von unberechtigt erlangten Leistungen 
entfällt; die Klage ist demzufolge als unbegründet abzu­
weisen. Hat der Antrag des Staatsanwalts auf Einziehung 
keinen Erfolg oder wird er zurückgenommen, weil z. B. 
nicht beide Vertragspartner sich ihres ungesetzlichen oder 
unmoralischen Handelns bewußt waren, hat das Gericht 
zu prüfen und zu entscheiden, ob der Anspruch des Klägers 
begründet ist.

In diesem Zusammenhang ist noch auf folgendes hin­
zuweisen :

Mit der Stellung des Antrags durch den Staatsanwalt 
wird der Anspruch des Staates auf Einziehung des zu 
Unrecht Erlangten rechtsanhängig. Von diesem Zeitpunkt 
an haben Verfügungen der Vertragspartner über die 
Sache — einschließlich einer Rückgabe durch den Empfän­
ger an den benachteiligten Partner — keinerlei Einfluß auf 
das Einziehungsverfahren und die gerichtliche Entschei­
dung. Es kann nicht in das Belieben der ungesetzlich oder 
unmoralisch Handelnden gestellt werden, die vom Staats­
anwalt zugunsten des Staates eingeleitete Maßnahme der 
Einziehung zu durchkreuzen. Das wäre eine unzulässige 
Rechtsausübung i. S. des § 15 Abs. 2 ZGB.

Das zu Unrecht Erlangte zieht das Gericht im Umfang 
des vom Staatsanwalt gestellten Antrags in jedem Fall 
durch Urteil ein, wobei nach Art und Ümfang genau zu 
bezeichnen ist, was eingezogen wird. In der Regel wird es 
sich um Geldbeträge, Forderungen, bewegliche Gegen­
stände, Grundstücke und Gebäude (oder des Wertersatzes 
dafür) handeln.

Stellt der Staatsanwalt erst im Rechtsmittelverfahren 
den Antrag auf Einziehung, dann wird es zur Wahrung 
der Rechte der betroffenen Prozeßparteien regelmäßig 
erforderlich sein, das Verfahren an das Gericht erster 
Instanz zurückzuverweisen, um den Prozeßparteien die 
Möglichkeit einzuräumen, die Entscheidung in der Beru­
fungsinstanz überprüfen zu lassen. Für eine solche Zurück­
verweisung ist m. E. allerdings dann kein Raum mehr, 
wenn der Sachverhalt so vollständig aufgeklärt und festge­
stellt ist, daß weitere Feststellungen nicht mehr erforder­
lich sind. Das wird insbesondere dann der Fall sein, wenn 
beide Prozeßparteien ihr bewußt ungesetzliches oder 
moralwidriges Handeln eingestehen.

Abschließend sei noch bemerkt, daß unabhängig von 
dem hier Dargelegten bei teilweiser Nichtigkeit eines Ver­
trags wegen eines Preisverstoßes der Staatsanwalt berech­
tigt ist, den Antrag auf Einziehung des Überpreises beim 
Rat des Kreises, Abteilung Finanzen, zu stellen, wenn kein 
gerichtliches Verfahren anhängig ist. Der Rat des Kreises 
kann nur den Mehrerlös einziehen, nicht aber Sachen 
und andere Vermögenswerte.
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